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Bereich der Stadt Wien

3 9 5 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der S 16 Arlberg Schnellstraße im Bereich
der Gemeinde Pettneu am Arlberg

3 9 6 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 134 Wallerner Straße im Bereich
der Gemeinden Wallern an der Trattnach und Pichl bei Wels

3 9 7 . Verordnung: 5. Bundesrechenamtsverordnung

3 9 8 . Verordnung: Erhebung der Weinernte 1979

3 9 9 . Verordnung: Änderung der Verordnung betreffend die Führung von Verwendungsbezeich-
nungen

4 0 0 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Studienordnung für die Studienrichtung
Wirtschaftsingenieurwesen — Bauwesen

4 0 1 . Kundmachung: Bezeichnung, Abkürzung der Bezeichnung und Emblem der Internationaler.
Organisation für ökonomische und wissenschaftlich-technische Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der elektrotechnischen Industrie „INTERELEKTRO"

394 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 29. August 1979
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der A 20 Wiener Gürtel Autobahn im

Bereich der Stadt Wien

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/
1978 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der A 20
Wiener Gürtel Autobahn wird im Bereich der
Stadt Wien wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
im Bereich der Anschlußstelle Brigittenau mit
Zu- und Abfahrten an die B 10 Budapester
Straße (Handelskai), führt sodann über die
5. Donaubrücke zum Knoten Donaupark und
endet mit Zu- und Abfahrtsstraßen an die künf-
tige A 22 Donauufer Autobahn.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik sowie beim Magistrat der Stadt Wien
aufliegenden Planunterlagen (Obersichtsplan im
Maßstab 1 : 2000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

3 9 5 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. August 1979
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der S 16 Arlberg Schnellstraße im Be-

reich der Gemeinde Pettneu am Arlberg

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/1978
wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der S 16
Arlberg Schnellstraße wird im Bereich der Ge-
meinde Pettneu am Arlberg wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei Bau-km 14,0 des mit Verordnung vom
26. November 1976, BGBl. Nr. 651, bestimmten
Straßenabschnittes und endet nach der Anschluß-
stelle Pettneu am Arlberg mit ihren Zu- und
Abfahrtsstraßen bei Bau-km 15,95 an dem mit
Verordnung vom 26. Juli 1973, BGBl. Nr. 410,
festgelegten anschließenden Abschnitt.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
sowie der Anschlußstelle Pettneu am Arlberg
mit ihren Zu- und Abfahrtsstraßen aus der beim
Bundesministerium für Bauten und Technik, beim
Amt der Tiroler Landesregierung sowie bei der
Gemeinde Pettneu am Arlberg aufliegenden
Planunterlage (Plannummer S 2 750 a im Maß-
stab 1 : 1000) zu ersehen.
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§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Durch diese Verordnung wird die Verordnung
vom 26. November 1976, BGBl. Nr. 651, betref-
fend die Bestimmung des Straßenverlaufes des
Abschnittes „Flirsch—St. Jakob (KG. Pettneu)"
der S 16 Arlberg Schnellstraße von Bau-km 14,0
bis Bau-km 15,95 abgeändert.

Moser

396. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 3. September 1979
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 134 Wallerner Straße im Bereich
der Gemeinden Wallern an der Trattnach

und Pichl bei Wels

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/
1978 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 134
Wallerner Straße wird im Bereich der Gemeinden
Wallern an der Trattnach und Pichl bei Wels wie
folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 11,6 (alt) im Knoten „Schallerbach" mit
Anbindungen an die bestehende B 137 Innviertler
Straße, führt sodann östlich der Ortschaften
Winkeln, Malling, Unterthambach und Geisen-
heim in Richtung Süden und bindet über die
mit Verordnung vom 15. November 1974, BGBl.
Nr. 694, im Verlauf bestimmte Anschlußstelle
„Pichl" in die A 8 Innkreis Autobahn ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
einschließlich der Rampen im Bereich des Kno-
tens „Schallerbach" aus den beim Bundesministe-
rium für Bauten und Technik, beim Amt der
Oberösterreichischen Landesregierung sowie bei
den Gemeinden Wallern an der Trattnach sowie
Pichl bei Wels aufliegenden Planunterlagen
(Katastermaßstab 1 : 2 880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

397. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 4. September 1979 betreffend
die Durchführung des Bundesrechenamtsge-
setzes im Wirkungsbereich des Bundesmini-
steriums für Finanzen (5. Bundesrechenamts-

verordnung)

Auf Grund des § 3 Abs. 1 Z. 6 und der §§ 4,
5 und 8 Abs. 1 des Bundesrechenamtsgesetzes,
BGBl. Nr. 123/1978, hinsichtlich des § 3 Abs. 1
Z. 6 und der §§ 4 und 5 dieses Gesetzes auch
im Einvernehmen mit dem Rechnungshof, wird
verordnet:

§ 1. Das Bundesrechenamt übernimmt im
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für
Finanzen

1. die im § 2 Abs. 1 Z. 1 und 7 des Bundes-
rechenamtsgesetzes genannten Aufgaben,

2. die Mitwirkung bei der Berechnung und die
Zahlbarstellung der Geldleistungen für Be-
dienstete, deren Dienstverhältnis durch das
allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom
1. Juni 1811, JGS Nr. 946, geregelt wird,
sowie die im Sinne des § 2 Abs. 1 Z. 7 des
Bundesrechenamtsgesetzes hiefür zu besor-
genden Aufgaben,

3. die Mitwirkung bei der Berechnung und die
Zahlbarstellung von Entschädigungen für
Nebentätigkeiten
a) für Vortragende und Prüfungskommis-

säre an der Bundesfinanz- und an der
Bundes-Zoll- und Zollwachschule,

b) für Gutachter im Rahmen der Real-
schätzungsordnung, RGBl. Nr. 175/1897,

c) für Saisonheizer.

§ 2. Die Verordnung tritt mit 1. Oktober 1979
in Kraft.

Androsch

398 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft und des Bundes-
ministers für Handel, Gewerbe und Industrie
vom 7. September 1979 über eine Erhebung

der Weinernte 1979

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesstatistik-
gesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, wird — hinsichtlich
der landwirtschaftlichen Betriebe und Winzerge-
nossenschaften durch den Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft, hinsichtlich der Groß-
handels- und Verarbeitungsbetriebe durch den
Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie, bezüglich des § 6 im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen — ver-
ordnet:

§ 1. (1) Das Österreichische Statistische Zentral-
amt hat im Jahre 1979 eine Erhebung der Wein-
ernte, der Weinvorräte und des Weinlagerraumes
durchzuführen.
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(2) Stichtag für diese Erhebung ist der
30. November 1979.

§ 2. (1) Gegenstand der Erhebung der Wein-
ernte äst die gesamte aus eigener Fechsung er-
zeugte Menge an Vollwein und Traubenmost, an
Haustrunk und Direktträgerwein sowie an ver-
kaufter Traubenmaische und verkauften Trauben.

(2) Gegenstand der Erhebung der Weinvorräte
sind sämtliche am Stichtag gelagerten Mengen
an Wein in landwirtschaftlichen Betrieben, in
Winzergenossenschaften sowie in Großhandels-
und Verarbeitungsbetrieben, aufgegliedert nach
Trink-, Verarbeitungs- und versetztem Wein.
Als Weinvorräte sind nicht zu erheben sämt-
liche aus eigener Fechsung erzeugten Mengen an
Wein der Weinernte 1979.

(3) Gegenstand der Erhebung des Weinlager-
raumes ist die Lagerkapazität (gesamter Lager-
raum) in landwirtschaftlichen Betrieben, Winzer-
genossenschaften, Großhandels- und Verarbei-
tungsbetrieben, aufgegliedert nach Fässern,
Tanks, Zisternen und Flaschen.

§ 3. Zur Auskunftserteilung sind verpflichtet:
a) bei der Erhebung der Weinernte, der Wein-

vorräte und des Weinlagerraumes land-
wirtschaftlicher Betriebe die Bewirtschafter
(Eigentümer, Pächter, Nutznießer) von
Weingartenflächen oder deren Beauftragte,
ohne Rücksicht auf die Größe der Fläche;

b) bei der Erhebung der Weinvorräte und
des Weinlagerraumes der Winzergenossen-
schaften, der Großhandels- und der Verar-
beitungsbetriebe die Betriebsinhaber oder
mit Handlungsvollmacht ausgestattete Per-
sonen der Betriebsleitung.

§ 4. Die gemäß § 3 lit. ,a zur Auskunfts-
erteilung verpflichteten Personen haben die ihnen
von ihrer Wohnsitzgemeinde zur Verfügung
gestellten Betriebsbogen in der Zeit vom 4. bis
11. Dezember 1979 auszufüllen und dieser
Gemeinde zurückzustellen. Die Betriebsbogen
und die Urschrift des Gemeindeblattes verbleiben
bei der Gemeinde, welche diese Unterlagen zwei
Jahre aufzubewahren hat. Die gemäß § 3 lit. b
zur Auskunftserteilung Verpflichteten haben die
ihnen vom Österreichischen Statistischen Zen-
tralamt zur Verfügung gestellten Betriebsbogen
bis spätestens 15. Jänner 1980 auszufüllen und
an das österreichische Statistische Zentralamt
rückzumitteln.

§ 5. (1) Die Gemeinden — ausgenommen die
Städte mit eigenem Statut — haben die Summen-
hilfslisten und die Reinschriften der Gemeinde-
blätter bis 31. Dezember 1979 den Bezirks-
hauptmannschaften vorzulegen.

(2) Die Bezirkshauptmannschaften und die
Magistrate der Städte mit eigenem Statut haben
die Summenhilfslisten und die Reinschriften der

Gemeindeblätter bis 10. Jänner 1980 an das
Österreichische Statistische Zentralamt weiterzu-
leiten.

§ 6. Den Gemeinden ist eine Abfindung für die
ihnen bei der Mitwirkung an den Erhebungen
entstehenden Kosten in der Höhe von S 4,50
je ausgefülltem Betriebsbogen zu gewähren.

Haiden Staribacher

399. Verordnung des Bundesministers für
Auswärtige Angelegenheiten vom 6. Septem-
ber 1979, mit der die Verordnung betreffend
die Führung von Verwendungsbezeichnungen

geändert wird

Auf Grund des § 97 Abs. 3 des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes, BGBl. Nr. 329/1977, wird
verordnet:

Artikel I
Die Verordnung des Bundesministers für Aus-

wärtige Angelegenheiten vom 4. April 1978,
BGBl. Nr. 187, betreffend die Führung von Ver-
wendungsbezeichnungen, wird wie folgt geändert:

Im § 2 sind nach den Worten „der Direktor
der Diplomatischen Akademie" die Worte „der
Leiter des Kabinetts des Bundesministers, sofern
er Beamter der Dienstklasse VIII ist," einzu-
fügen.

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1979

in Kraft.
Pahr

400. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 7. Septem-
ber 1979, mit der die Verordnung über die
Studienordnung für die Studienrichtung
Wirtschaftsingenieurwesen — Bauwesen ge-

ändert wird

Auf Grund der §§ 1 bis 11 und 18 bis 21 des
Bundesgesetzes vom 10. Juli 1969, BGBl. Nr. 290.
über technische Studienrichtungen, zuletzt ge-
ändert durch BGBl. Nr. 84/1978, in Verbindung
mit dem Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz.
BGBl. Nr. 177/1966, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 561/1978, wird verordnet:

Artikel I
Die Verordnung über die Studienordnung für

die Studienrichtung Wirtschaftsingenieurwesen —
Bauwesen vom 7. April 1971, BGBl. Nr. 183,
in der Fassung BGBl. Nr. 342/1972 wird wie
folgt geändert:

Der § 1 hat zu lauten:
„Die Studienrichtung Wirtschaftsingenieurwe-

sen — Bauwesen ist an der Technischen Universi-
tät Graz unter Bedachtnahme auf die im § 1 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes genann-
ten Grundsätze und Ziele einzurichten."

233
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Artikel II

An der Universität Innsbruck sind die für die
Studienrichtung Wirtschaftsingenieurwesen —
Bauwesen vorgesehenen Lehrveranstaltungen und
Prüfungen des ersten Studienabschnittes bis ein-
schließlich Sommersemester 1982 durchzuführen;
die Lehrveranstaltungen und Prüfungen des

zweiten Studienabschnittes sind bis einschließlich
Sommersemester 1987 durchzuführen.

Artikel III

Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1979
in Kraft.

Firnberg

401 . Kundmachung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie
vom 4. Juli 1979 betreffend die Bezeichnung, die Abkürzung der Bezeich-
nung und das Emblem der Internationalen Organisation für ökonomische und
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elektrotech-

nischen Industrie „INTERELEKTRO"

Auf Grund des § 4 Abs. 1 Z. 1 lit. c des Markenschutzgesetzes 1970, BGBl. Nr. 260, in der
Fassung der Markenschutzgesetz-Novelle 1977, BGBl. Nr. 350, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten kundgemacht, daß die in der Anlage angeführte
Bezeichnung (in zehn Sprachen), die Abkürzung der Bezeichnung und das Emblem der Inter-
nationalen Organisation für ökonomische und wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der elektrotechnischen Industrie „INTERELEKTRO" von der Registrierung
nach dem Markenschutzgesetz ausgeschlossen sind.

Staribacher
Anlage
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